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Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Ja 1 Ml m

Gesetz: BetrVG § 13 Abs, 2, §§ 18, 19 Ahs0 1, 2

Leitsätze: Io Das \7ahlverfahren hei der Betriebsratsuahleinschließlich einer Vorabstimmung nach § 13
m i  /-N -n ■__ 1 m  •  I. _ . _3_____ _  o*?!.______  jj _ rt _n____Abs® 2 BetrVG ist so durchzuführen, daß der 
Wähler seine Stimme unbeeinflußt durch die 
Art und die Mittel des Wahlverfabrcns abgeben 
kann0

2= Der Grundsatz der hinsichtlich des Wahlvcr- fahrens und der Art seiner Durchführung freien 
Wahl gilt für alle gesetzlich geregelten Kahlverfahren,

3« Werden Stimmzettel verwendet, bei denen die Wähl durch Ankreuzen eines Kreises zu erfolgen hat und ist einer der mehreren Kreise merklich 
stärker als der andere ausgedruckt, so stellt 
dies einen Verstoß gegen den Grundsatz der 
freien Wahl dar.
Dieser Verstoß ist deswegen gegeben, weil der Wähler unbevaißt gerade diesen Kreis ankreuzen 
kann, aber auch, weil der V/ähler entv;edcr einer 
von ihm in den stärkeren Ausdrücken dieses 
Kreises erblickten Uahlbeeinflussung folgen 
oder im Gegenteil sich ihr widersetzen will,

4-o Es kommt nicht darauf an, ob der stärkere Aus­druck eines Kreises auf dem Wahlzettel beab­
sichtigt war und insbesondere der Wahlbecin- flussung dienen sollte. Entscheidend ist schon, 
ob dadurch eine Wahlbeeinflussung objektiv 
möglich ist.

Aktenzeichen: 1 ABK 14-/68
Beschluß des BAG vom 14-, Januar 1969 LAG Baden-Württemberg(Freiburg)
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1 ABR 14/68 2
8 '2a 3V 1/68 Baden-V/urttemberg 

(Freiburg)
Verkündet am 
14o Januar 1969
gcs. Henkolmann, 
Regicrungsobersekretärin 
ala Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle B e  s c h 1 u ß

In Sach.cn

bat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 140 Januar 1969 durch den 
Fräsidenten Professor Dr» Müller, die Bundesrichtcr 
Dr0 Schröder und V/endel sovric die Bundesarbeitsrichter 
Dr» Gei'land und Dr» Frey beschlossen:
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2

Auf die Rechtsbeschwerde der Antragstellerin 
wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Baden-Württemberg vom 15» August 1968 
- 8 la BV 1/68 - aufgehoben®
Die Beschwerde des Antragsgegners gegen den 
Beschluß des Arbeitsgerichts Lörrach vom 2» Mai 
1968 - 2 BV 1/68 - wird zurückgewiesonP

V o n  R e c h t s  w e g e n  I 

G r ü n d e  :

I. Für die am 20» März 1968 im Kaliwerk Bun­
der beteiligten Gewerkschaft B ; durchgeführte Betriebs- 
ratsvahl fand am 31* Januar 1968 eine Vorabstimmung nach 
$ 13 Abs* 2 BetrVG über die Durchführung jener Wahl als 
Gruppenwahl oder als Gerneinschaftswahl statt® An dieser 
Vorabstimmung, die ursprünglich für den 1® Februar 1968 
vorgesehen war, beteiligten sich von den 106 wahlberech­
tigten Angestellten 99, von denen 55 für die Gemeinschaft«- 
wahl und 44 gegen diese stimmten® Von den wahlberechtigten 
727 Arbeitern stimmten 348 für die Gemeinschaftswahl und 
54 dagegen®

Für die Vorabstimmung waren gedruckte Stimmzettel 
vom Wahlvorstand zur Verfügung gestellt und von den 
Abstimmungsberechtigten verwendet worden, die mit Ausnahme 
der Gruppenbezcichnung und der Farbe - grün für die Ange­
stellten und weiß für die Arbeiter - gleich bedruckt waren 
und in denen als Abstimmungsdatum der 1® Februar 1968 ver­
merkt war® Unter die in den Stimmzetteln gestellte Frage, 
ob die Wahl als gemeinsame Wahl durchgeführt werden sollte, 
waren zwei Kreise, neben denen ein "ja" und ein "nein" 
gedruckt war, auf- den Stimmzettel gesetzt® Der innere Durch­
messer bei beiden Kreisen ist gleich® Der Kreis selbst ist 
jedoch bei dem Ja-Kreis etwa 1/3 bis 1/2 mm stärker ausge-
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3 2

druckt als der Nein-Kreis und. damit etwa doppelt so dick 
wie die Umrandung des Nein-Kreises= Wegen der Verlegung 
des Wahltages vom 1 = Februar 1968 auf den 31= Januar 1968 
wurden während der Abstimmung der Angestellten für einen 
Teil der Abstimmenden die gedruckten Stimmzettel hand­
schriftlich dahin geändert, daß als Datum der 31» Januar 
1968 angegeben wurde«, Die Stimmzettel der drei Brief Wähler 
und einiger weiterer Angestellter konnten beim Aufdecken 
des Irrtums nicht mehr berichtigt werden«,

Die Antragstellerin focht am 29° März 1968 die in 
Gerneinschaftswahl durchgeführte Betriebsratswahl an. Zur 
Begründung machte sie geltend, es seien wesentliche Vor­
schriften über daä Wahlverfahren verletzt worden* Durch die 
Verwendung eines Stimmzettels, bei dem der Ja-Kreis merk­
lich dicker als der Nein-Kreis ausgedruckt worden sei, seien 
wesentliche Vorschriften über das Wahlverfahren bereits bei 
der Vorabstimmung nach § 13 Abs«, 2 BetrVG verletzt worden; 
es liege eine unzulässige Wahlbeeinflussung vor«. Auch ver­
stoße die Verwendung von handschriftlich geänderten Stimm­
zetteln neben unveränderten Stimmzetteln gegen die Grund­
sätze einer geheimen Wähle Schließlich habe auch der Wahl-, 
Vorstand zu Unrecht einen Wahlvorschlag "liste 2" zurück-- 
gewiesen und einen daraufhin eingereichteh Wahlvorschlag 
"Freie Wähler" zu Unrecht nicht zugelassen«,
Die Antragstellerin hat beantragt-

festzusteilen, daß die Betriebsratswahl vom 
20= März 1968 unwirksam ist«,

Der Antragsgegner hat beantragt, 
den Antrag zurückzuweisen 

und geltend gemacht, ein Anfechtungsgrund für die durch­
geführte Betriebsratswahl sei nicht gegeben»

Das Arbeitsgericht hat durch Beschluß vom 2= Mai 1968 
festgestellt, daß die durchgeführte Betriebsratswahl un- 
wirksam ist» Auf die Beschwerde des Antragsgegners hat das 
landccarbcitsgcricht durch den. angefochtenen Beschluß unter 
Zulassung der Reehtsbcschwerdc den erstinstanzlichen Be­
schluß aufgehoben und den Antrag auf Feststellung der Un­
wirksamkeit der Wahl zurückgewiesen«, - 4 -
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Mit der Rechtsbeschwerde beantragt die Antrag­
steller!^

unter Aufhebung des angefochtenen Beschlusses die 
Beschwerde gegen den Beschluß des Arbeitsgerichts 
zurückzuweis en»

Der Antragsgegner bittet um Zurückweisung der Rechtsbe­
schwerde»
II» 1 = Nach § IS BetrVG kann jede im Betrieb vertretene. 
Gev.-erkschaft binnen einer Frist von vierzehn Tagen, vom 
Tage der Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, die 
Wahl des Betriebsrats beim Arbeitsgericht anfechten, wenn 
gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die Wänl- 
berkeit oder das Vahlverfahren verstoßen worden ist und eine 
Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, daß durch den 
Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflußt 
werden konnte» Die Antragstellerin ist eine im Betrieb ver­
tretene Gei/erkschaft» Sie ist daher zur Anfechtung berech­
tigt» Auch ist die Anfechtungsfrist dadurch gewahrt, daß die 
Anfechtung gegen die am 20» März 1968 durchgeführte Betriebs 
ratswahl bereits am 29» März 1968 vorgenommen worden ist»
2» Die Antragsstollerin stützt ihre Anfechtung insbesonder 
darauf, daß bei der Vorabstimmung über die Durchführung der 
Betriobsratswahl als Gruppenwahl oder als (braeinschaftswahl 
gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlverfahrcn ver­
stoßen worden.sei, ohne daß der Verstoß das Ergebnis der 
Vorabstimmung nicht hätte berühren können»

Wenn ein solcher Verstoß bereits in dem Verfahren bei 
der Durchführung der Vorabstimraung nach § 1| Abs» 2 BetrVG 
gegeben ist, kann die Betriebsratswahl angefechten werden»
Zu den Vorschriften über das Wahlvcrfahren bei der Wahl dos 
Betriebsrats gehört auch die Vorschrift des § 15 Abs» 2 
BetrVG, die bei dem Beschluß der Gruppen über die Frage, ob 
in Gruppenwahl oder.in Gerneinschaftswahl zu wählen ist, 
beachtet werden muß»

Nach § 15 Abs» 2 BetrVG '‘beschließen" die Gruppenange­
hörigen getrennt "die gemeinsame Wahl"» Ihnen ist die Ent-.

-  5  -
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Scheidung übertragen, ob der Betriebsrat in der grund­
sätzlich vorgesehenen Gruppenwahl oder, rechtlich aus­
nahmsweise, in Gemeinschaftswahl gewählt werden soll« Ihre 
Entscheidung ist dabei durch eine Wahl zu treffen; der 
jeweilige Beschluß der Gruppenangehörigen erfolgt in Ab­
stimmungen» Die Vorabstimmung selbst stellt eine gesetz­
lich geregelte betriebsverfassungsrechtliche Wahl dar«
Sie bildet mit der Betriebsratswahl ein einheitliches 
Ganzes» Wird, wie hier, die Gerneinschaf.tswähl beschlossen, 
beruht die entsprechend diesem Ergebnis durchgeführte 
Betriobsratswahl notwendig auf der Vorabstimmung, die nach 
§ 15 Abs» 2 BetrVG erst die gemeinsame Wahl ermöglicht» 
Verbleibt es bei der Gruppenwahl, ist im übrigen die Vorab- 
stimmung hierfür letztlich auch maßgebend»' Die Möglich­
keiten, in Gruppenwahl oder in Gemoinschaftswahl den 
Betriebsrat zu Wählen, wurden zunächst zur Wahl gestellt 
und erst die Wahl entschied endgültig» Ist die Vorabstim- 
niung unter Verstoß gegen wesentliche Vorschriften über das 
bei der Vorabstimmung einzuhalteiide' Wahl verfahr on durch­
geführt, krankt somit die ganze Betriebsratswahl an diesem 
Verstoß» Insbesondere kann diese eigentliche Betricbsrats- 
' wähl’in Gemeinschaf tsv/ahl, wie dies hier „ geschehen ist,; 
rechtlich unangreifbar nur dann durchgeführt werden, wenn 
der nach § 13 Abs» 2 BetrVG dazu erforderliche jeweilige 
Beschluß der Angehörigen beider Gruppen ordnungsgemäß 
zustandegekommen ist, in dem Wahlverfahren nach § 13 Abs» 2 
BetrVG also nicht gegen wesentliche Vorschriften über das 
Wahlverfahrcn verstoßen ist, es sei denn, daß durch den 
Vorstoß das Ergebnis der Vorabstimmung nicht geändert eder 
beeinflußt werden konnte»

Auch das Wahlrecht der Gruppenangehörigon .. nach § 13 
Abs» 2'BetrVG steht unter dem Schutz der für alle Wahlen 
geltenden Grundsätze, die in einäm demokratischen Rechts­
staat gesetzlich geregelt sind» Ais .gesetzliche Regelungen 
sind sie ein integrierender Bestandteil^dor Rechtsordnung

- 6  -
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6
des demokratischen Rechtsstaates«, Zu jenen Grundsätzen 
gehört, daß der Wähler in freier Willensentschließung 
uter die ihm zur Beantwortung gestellte Frage entscheiden 
kenn0 Zwar ist es den Wahlbewerbern und den Stellen, die an 
der Wahl bestimmter Wahlbewerber interessiert sind, unbe­
nommen, die wahlberechtigten Arbeitnehmer durch Werbemaß- 
r. ahnen, die allerdings ihrerseits nicht rechtlich zu bean- 
tenden sein dürfen, dahin zu beeinflussen, daß sie ihre,

Stimme in einem bestimmten Sinne abgeben; jede Wahl führt 
zwangsläufig auch zu einem Wahlkampf und damit mindestens zu 
dem Versuch, die Stimmabgabe der Wahlberechtigten zu bestimmen, 
lie Stimmabgabe selbst bleibt jedoch frei« Wenn sonach auch 
eine bestimmte Wahlbeeinflussung durch die Wahlbewerber und 
die diesen nahestehenden Stellen und Personen zulässig .ist, ■
so muß doch das Wahlverfahren selbst so ausgestaltet sein und 
von dem Wahlvorstand so durchgeführt werden, daß dabei nicht- 
schön durch die Ausgestaltung des WahlVerfahrens und die dabei 
eingesetzten Nittel, insbesondere die den V/ählcrn von dem 
WahlVorstand zur Verfügung gestellten Stimmzettel, auf die 

hlbcrcchtigtcn in einem bestimmten Sinne eingewirkt wird 
oder cingewirkt werden kann. Das Wahlverfahren und die Art 
seiner Durchführung müssen als die nähere rechtliche Ausge­
staltung der in freier Entschließung der Wähler erfolgenden 
ohl den Grundsatz der Neutralität wahren, Aufgabe des Wahl-. 
Vorstandes als der Stelle, die über die ordnungsmäßige und in 
diesem Sinne unbeeinflußte Wahl zu wachen hat, ist es daher, 
das Wahl-verfahren so einzuleiten und durchzuführen, daß eine 
Beeinflussung der Wähler durch die Form des Wahlvorfahrenc 
und die dabei eingesetzten Nittel nicht eintreten kann. Ins­
besondere hat der WahlVorstand darüber zu wachen, daß die von 
ihm bcreitgestcllten Stimmzettel nicht durch ihren Inhalt und 
ihre äußero Aufmachung den Eindruck erwecken können, es werde 
den kühlem die Entscheidung in einem bestimmten Sinne nahe- 
gelegt,
3. Tatsächlich ist davon auszugehen, daß bei den für die 
Vcrabstimmung vom Wahlvorstand bereitgestellten gedruckten 
Stil, .izottcln einheitlich der Ja-lCreis in seiner Umrandung etwa
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2

1/3 bis 1/2 mm stärker als der Nein-Kreis und damit etwa 
doppelt so dick wie der Nein-Kreis ausgedruckt war» Weiter 
ist davon auszugehen, daß dieser unterschiedliche Druck bei 
beiden Kreisen nicht etwa von dem V/ahlvorstand bewußt ver­
anlaßt worden ist, daß er vielmehr auf eine mangelhafte 
Ausführung des der Druckerei erteilten Auftrages zurückgeht.

Das Landesarbeitsgericht geht selbst in den Gründen 
seiner Entscheidung davon aus, daß der Stimmzettel nicht 
für die eine oder andere Abstimmungsmöglichkeit werben darf» 
Eine solche Werbung ist auch nach Ansicht dos Lendesarbeits- 
gcrichts dann gegeben, wenn bei der Vorwahl die Umrandung 
einer der beiden Kreise auffallend größer und dicker ge­
druckt ist» Gerade dies ist aber nach den tatsächlichen 
Peststollungen des Landesarbeitsgerichts bei dem hier für 
die Vorabstimmung vom Wahlvorstand bereitgestellten und 
von den Wählern verwendeten Stimmzetteln gemäß den dieser- 
halb vorliegenden Gegebenheiten der Fall» Eine Druckanord­
nung wie hier kann zu einer Beeinflussung der Wähler führen» 
Eine solche Beeinflussung als Folge der Druckanordnung kann 
darin bestehen, daß uninteressierte Wähler unbewußt den 
stärker ausgedruckten Kreis ankrouzen, sie kann auch darin . 
bestehen, daß Wähler den stärkeren Ausdruck des Ja-l'r eis cs
als Aufforderung, diesen Kreis anzukreuzen, ansehen und sich

\dieser AuffoikLcrung entsprechend verhalten» Sie kann 
schließlich darin bestehen, daß die Wähler gerade deshalb, 
weil ihnen ihrer Ansicht nach mit dem stärkeren.Ausdrucken 
des Ja-Kreises die Abstimmung im Sinne der Bejahung der 
gestellten Frage nahcgelegt wird, aus einer Ürotzrcoktion 
gegen eine solche von ihnen als unangebracht angesehene 
Vahlbcoinflussung gerade im Gegenteil mit "nein" stimmen.' 
Dadurch, daß der Ja-Kreis merklich dicker, nämlich etwa 
doppelt so stark wie der Nein-Kreis, ausgedruckt worden ist5i 
kann es also zu einer Wahlbeeinflussung sowohl gegen wie 
für die Gemeinschaftswahl kommen.

Wenn das Landesarbcitsgericht aüsführt, von den vier 
Landesarbeitsrichtem, die in den Sitzungen dos.Landesar~ 
beitsgerichts mitgewirkt hätten, sei bei der Frage, was

-  8 -
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8
ihnen dort auffalle, erst nach längerem Blick auf die 
Stimmzettel wahrgenommen worden, daß der Ja-Kreis dicker 
gedruckt sei als der Nein-Kreis, so ist dabei einmal zu 
berücksichtigen, daß die Landesarbeitsrichter nicht in der 
Rolle des Wählers waren, also nicht sofort ihr Augenmerk 
auf die Stelle des Wahlzettels zu richten brauchten, auf 
die der Wähler sein Kreuz zu setzen hatte» Insbesondere 
aber steht diese Wertung des Landesarbeitsgerichts, das aus 
ihr ablcitct, eine Wahlbeeinflussung sei nicht gegeben, mit 
der eigenen tatsächlichen Feststellung des Landesarbeitsge­
richts in Widerspruch» Durch den merklich stärkeren Ausdruck 
des Ja-Kreises auf demselben Wahlzettol mußte dieser Umdruck 
den Wählern mehr in das Auge fallen als der Nein-Kreis»

.äs kommt im Gegensatz zur Rechtsansicht des 'Landesar- 
beitsgcrichts nicht darauf an, ob der Wahlvorstand oder eine 
andere Stelle mit der äußeren Form des Stimmzettels, dem 
stärkeren Ausdruck des Ja-Kreises, eine Wahlbeeinflussung vor­
nehmen wollten oder nicht» Entscheidend ist allein, daß hier­
durch eine Wahlbeoinflussung eintreten konnte» Auch die unbe­
absichtigte, aber bereits durch die Art der Durchführung des 
\.V hl Verfahrens und durch die dabei eingesetzten Mittel mögliche 
Wahlbeoinflussung ist in diesem Sinne ein Verstoß gegen die 
Forschriften über das Wahlverfahren» Das Wahlverfahren und die 
Art seiner Durchführung wahren im Hinblick auf die freie Ent­
scheidung der Wähler den Grundsatz der Neutralität schon dann 
nicht, wenn ihre objektive Ausgestaltung dieserhalb Mängel 
aufweisto Dem steht die Regelung des § 19 Abs» 1, 2 BetrVG 
über den Schutz der eigentlichen Betriebsrats\*/ahl nicht ent- 
. v-. cn» Danach darf nicht nur die Wahl des Betriebsrats nicht 
verhindert werden, kein Arbeitnehmer darf in der Ausübung dos 
aktiven oder passiven Wahlrechts beschränkt v/erden und die Wahl 
darf nicht dui'ch Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder 
durch Gewährung oder Versprechen von Vorteilen beeinflußt 
worden» Vielmehr ist nach den allgemeinen Grundsätzen über 
Jede Wahl in einem demokratischen Rechtsstaat,, die gesetziic’ner 
Ac clung unterliegt, von den Wahlvorständen dafür Sorge zu ‘
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tragen, daß die Wahlberechtigten in der Durchführung dos 
Wahlverfahrens durch die dazu berufenen Stellen und die 
dabei eingesetzten technischen Mittel, wie cs die einheit­
lich ausgegebenen Stimmzettel sind, sachlich nicht beein­
flußt werden können* Anderenfalls, wäre der 'Wahlschutz un­
vollständig, und wesentliche WahlVorgänge blieben unge­
schützt,
4, Dem Landesarbeitsgericht ist auch nicht darin beizu­
treten, daß durch die Verwendung der unzulässigen Stimm­
zettel das Wahlergebnis nicht geändert wurde. Nach § 18 
BetrVG ist grundsätzlich in jedem Palle eines Verstoßes 
gegen wesentliche Wahlvorschriften über das Wahlvcrfahrcn 
die Betriobsratswahl mit der Folge ihrer--Unwirksamkeit 
anfechtbar. Nur dann, wenn durch den Verstoß das Wahler­
gebnis nicht geändert oder beeinflußt werden "konnte", ist 
die Wahlanfechtung, zutreffender gesagt, ihr Erfolg, ausge­
schlossen, Für die Durchführung einer Gerneinschaftswahl 
ist es nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeits- 
gerichts erforderlich, daß die Mehrheit der Arbeitnehmer 
in jeder Gruppe sich an den in den Gruppen getrennt'durch­
zuführenden Abstimmungen beteiligt, und weitex'hin, daß die 
Mehrheit der Abstimmenden in jeder Gruppe für die Gcmcin- 
schaftswahl stimmt. Hier haben von den 106 wahlberechtigten 
Angestellten 99 an der Vorabstimmung teilgönoromen. Von 
diesen 99 haben 55 für die Gemeinschaftswahl gestimmt.
Es hat also sowohl die Mehrheit der wahlberechtigten 
Angestellten an der Wahl teilgenommen wie auch die Hehrheit 
der abstimmenden Angestellten für die Gerneinschaftswahl 
g3stimmt. Wenn aber von den 55 abstimmenden Angestellten, 
die für die Gerneinschaftswähl gestimmt haben, nur sechs 
ihre Stimme im gegenteiligen Sinne abgegeben hätten, also 
für die Gruppeiiwahl gestimmt hätten, wäre die Durchfüh­
rung der Betriebsratswahl in Gemeinschaftswahl nicht zu­
lässig gewesen. Es ist nicht auszuschließen, daß jeden­
falls sechs der abstimmenden Angestellten durch die Form 
des Stimmzettels mit dem merklich etwa doppelt so dicken
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Jr.-Kreis in ihrer Stimmabgabe insbesondere für die 
Gemeinschaftswahl beeinflußt worden sind. Ist das aber 
rieht auezuschließen, so. kann auch jedenfalls deswegen 
rieht festgestellt werden, daß der vorliegende Verstoß 
das Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflußt haben 
konnte»
5° Im Hinblick darauf, daß die Betriebsratswahl schon 
wegen des Verstoßes gegen wesentliche Vorschriften über 
das Wahlverfahren bei der Vorabstimmung nach § 15 Abs» 2 
letrVG auf Grund der Anfechtung unwirksam ist, braucht auf 
die weiteren Angriffe der Antragstellerin gegen die 
Crdr.ungsmäßigkeit des Wahlverfahrens nicht eingegangen zu 
werden» Unter Aufhebung des angefochtenen Beschlusses war 
der erstinstanzliche Beschluß, der die Unwirksamkeit der 
durchgeführten Betriobsratswahl feststellt, wieder herzu- 
stcllcn»

gez» Br» Müller Wendel Br» Schröder
Br» Gerland Br. Erich Brey
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